
Deutschland und Frankreich bilden den
Kern des Kerns der Europäischen Union,
denn eine funktionierende deutsch-fran-
zösische Zusammenarbeit war und ist die
entscheidende Grundlage für weitere
Fortschritte im europäischen Integra-
tionsprozess. Die deutsch-französischen
Beziehungen sind somit kein Selbst-
zweck, sondern sie haben eine herausra-
gende übergeordnete Bedeutung für die
Zukunft der Europäischen Union. Eine
solide und zukunftsgerichtete deutsch-
französische Zusammenarbeit bedarf
aber der kontinuierlichen Abstimmung
und intensiver Gespräche, sie ist keine
Selbstverständlichkeit. Denn auf Grund
unterschiedlicher historischer Entwick-
lungen und Erfahrungen sind die deut-
schen und französischen politischen Lö-
sungsansätze nicht a priori deckungs-
gleich. Gerade weil sich aber Deutschland
und Frankreich in mancher Hinsicht un-
terscheiden, war und ist eine gemeinsame
deutsch-französische Position oft die ent-
scheidende Grundlage für einen europä-
ischen Kompromiss.

Der Bundesregierung, allen voran
Bundeskanzler Schröder, ist vorzuwer-
fen, diesen Zusammenhang lange nicht
erkannt zu haben. Die Vernachlässigung
der deutsch-französischen Kooperation
hatte verheerende Folgen, wie dies die of-
fene Krise auf dem Gipfel von Nizza ge-
zeigt hat. Die Konfrontationen auf dem
Gipfel von Nizza und dessen bescheide-
nes Ergebnis haben mehr als deutlich ge-
macht, wie wichtig eine deutsch-französi-
sche Führung und gemeinsame deutsch-

französische Vorschläge nach wie vor in
der Europapolitik sind. Die Bedeutung ei-
ner deutsch-französischen Abstimmung
wird in einer erweiterten Europäischen
Union eher noch zunehmen, zumal weit
und breit kein Ersatz für den moteur
franco-allemand in Sicht ist.

Leider haben die deutsch-französi-
schen Beziehungen nicht die den Heraus-
forderungen angemessene Qualität, ob-
wohl das Bekenntnis zur deutsch-franzö-
sischen Freundschaft in allen europapoli-
tischen Sonntagsreden abgeleistet und
die historische Bedeutung und die he-
rausragende Rolle der Zusammenarbeit
zwischen Deutschland und Frankreich
für Europa von jedermann gewürdigt
wird. Die kontinuierliche Verschlechte-
rung der deutsch-französischen Zusam-
menarbeit, ihre Inhaltsleere zeigt aber,
dass dieses Bekenntnis zum Ritual er-
starrt ist. 

Das mit viel medialem Aufwand insze-
nierte Treffen im elsässischen Blaesheim
und die dort getroffene Vereinbarung,
künftig alle sechs bis acht Wochen Treffen
auf der Ebene der Regierungschefs zu
veranstalten, können über den tatsächli-
chen Zustand der Beziehungen nicht hin-
wegtäuschen. Krisenmanagement und
Imagepflege sind angesagt, nicht sub-
stanzielle Zusammenarbeit. Man muss
sich daher fragen, ob heute nicht der Mo-
ment für eine grundsätzliche Neubegrün-
dung der deutsch-französischen Zusam-
menarbeit gekommen ist. Diese Neube-
gründung der Beziehungen zwischen
Deutschland und Frankreich ist auch der
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erste Schritt auf dem Weg zur Neube-
gründung Europas.

Das politische Umfeld in Europa und
der Welt hat sich seit dem Ende des Kal-
ten Krieges grundlegend verändert. In Eu-
ropa hat der Integrationsprozess mit der
Vollendung des Binnenmarktes und der
Währungsunion große Fortschritte er-
zielt. Zudem steht die Europäische Union
vor der größten Erweiterung ihrer Ge-
schichte. Zwölf Staaten Mittel-, Ost- und
Südeuropas sind Kandidaten für den Bei-
tritt. Die Europäische Union befindet sich
am Beginn einer hoffentlich breiten De-
batte über ihre künftige politische wie
geografische Gestalt. Zudem muss die 
EU ihre Beziehungen zum Rest der Welt,
insbesondere zu den Vereinigten Staaten
klären. Auch außerhalb des europäischen
Kontinents stellen sich neue Herausfor-
derungen. Die Globalisierung führt zu ei-
ner noch nie gekannten politischen, öko-
nomischen und sozialen Vernetzung. Die
Proliferation von Massenvernichtungs-
waffen und Trägertechnologien schafft
neue gefährliche Konfliktpotenziale, de-
nen die USA mit dem Projekt einer Rake-
tenabwehr (NMD) entgegentreten wollen.
Gefahrenherde wie beispielsweise Terro-
rismus, internationale Kriminalität oder
der Staatenzerfall in Afrika stellen völlig
neuartige Anforderungen an die Sicher-
heitspolitik. Migration und Umweltzer-
störung steigen zu zentralen Themen der
internationalen Politik auf. Diese europä-
ischen und globalen Herausforderungen
sind bisher offene Fragen auf der Agenda
der Zusammenarbeit zwischen Deutsch-
land und Frankreich. Leider sind ge-
meinsame deutsch-französische Antwor-
ten auf diese Fragen bisher nicht in Sicht,
sie werden noch nicht einmal vorbereitet
und stellen vielfach sogar Reibungs-
punkte zwischen beiden Ländern dar.

Deutschland und Frankreich müssen
ihren Blick auf diese europäischen und
globalen Herausforderungen richten. Das
Ziel einer neu begründeten deutsch-fran-

zösischen Partnerschaft im 21. Jahrhun-
dert muss zum einen in einer Intensivie-
rung der Zusammenarbeit und Abstim-
mung in den Alltagsfragen der Außen-,
Sicherheits- und Europapolitik, zum an-
deren in einer offenen und breiten
deutsch-französischen Debatte über die
europapolitischen Kernfragen der Euro-
päischen Union sein. Deutschland und
Frankreich müssen ihre „Nabelschau“ be-
enden. Die deutsch-französische Zusam-
menarbeit ist heute mehr denn je sinnlos,
wenn sie nur der Selbstbespiegelung
dient. Die deutsch-französische Zusam-
menarbeit muss vielmehr dabei helfen,
Themen, die beide Länder betreffen, zu
diskutieren und europäische Lösungen
vorzubereiten. Hierzu gilt es aber die Ko-
operation qualitativ auf ein anderes Ni-
veau zu heben. Medienwirksame Treffen
der Regierungschefs können die fehlende
Substanz nicht ersetzen. Begleitet und
vorbereitet werden müssen Treffen auf
der Ebene der Staats- und Regierungs-
chefs durch gemeinsame Arbeitsgrup-
pen, die konkrete Projekte diskutieren
und zur Entscheidungsreife führen.

Fast unbeachtet von der Öffentlichkeit
haben die Planungsstäbe der Außenmi-
nisterien Deutschlands und Frankreichs
mit einem gemeinsamen Papier zur Zu-
kunft der erweiterten EU ein Beispiel 
für eine intensivierte, praxisorientierte
deutsch-französische Zusammenarbeit
vorgelegt. Dieser Ansatz, auf Arbeits-
ebene gemeinsame Konzepte und Analy-
sen als ersten Schritt zu konkreten
deutsch-französischen Vorschlägen zu
erarbeiten, muss weiter ausgebaut wer-
den. Die Zusammenarbeit im Detail und
regelmäßige Kontakte sind unabdingbar
als Grundlage einer deutsch-französi-
schen Zusammenarbeit, die sich den He-
rausforderungen des 21. Jahrhunderts
stellen kann. So wichtig gute persönliche
Kontakte zwischen den Spitzen der Re-
gierungen beider Länder nach dem Vor-
bild Helmut Kohls und François Mitter-
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rands sind, sie allein können in der kom-
plexen Welt der Globalisierung nicht die
dringend notwendige Verbesserung und
dauerhafte Abstützung der deutsch-fran-
zösischen Kooperation erreichen.

Gemeinsame Analysen und Lösungs-
vorschläge können nicht ad hoc erarbeitet
werden, sie bedürfen einer institutionali-
sierten Zusammenarbeit und ständiger
Kontakte. Ein Element einer verstärkten
Kooperation könnte beispielsweise auch
ein gemeinsames deutsch-französisches
Forschungsinstitut für internationale Fra-
gen darstellen. Die Instabilität auf dem
Balkan ist die einzige noch verbliebene si-
cherheitspolitische Herausforderung in
Europa. Alle wesentlichen sicherheitspo-
litischen Gefahrenherde und Impondera-
bilien liegen heute außerhalb Europas.
Eine europäische Analyse der sicherheits-
und außenpolitischen Herausforderun-
gen ist eine entscheidende Vorstufe zu
gemeinsamen europäischen Konzepten
und Lösungsansätzen. Denn bisher wer-
den gemeinsame europäische Antworten
auf außereuropäische Krisen stets durch
unterschiedliche Lagebewertungen er-
schwert. Deutschland und Frankreich
könnten eine Vorreiterrolle in der Schaf-
fung einer einheitlichen europäischen Ge-
fahrenanalyse spielen. In einem integrier-
ten deutsch-französischen Institut für
internationale Fragen könnten deutsche
und französische Wissenschaftler unter
Einbeziehung der Planungsstäbe beider
Außenministerien und in enger Abstim-
mung mit dem Forschungsinstitut der
WEU ihren Regierungen eine gemeinsam
erarbeitete Bewertung von Gefahrenpo-
tenzialen und Krisen zur Verfügung stel-
len. Leider fehlen der Bundesregierung,
insbesondere dem Bundeskanzler, bisher
sowohl die intensiven persönlichen Kon-
takte als auch die Einsicht in die Notwen-
digkeit einer institutionellen Abstützung
der deutsch-französischen Beziehungen.
Ritualisierte, medienwirksame Auftritte
scheinen in den Augen Bundeskanzler

Schröders, aber auch für Außenminister
Fischer letztlich ausreichend, um europa-
politisches Engagement und das Eintre-
ten für eine gute deutsch-französische
Kooperation unter Beweis zu stellen.
Diese erschreckende Substanzlosigkeit in
der Zusammenarbeit beider Länder auf
Regierungsebene ist auch der Grund für
die sich immer deutlicher abzeichnende
Notwendigkeit einer Verbreiterung der
politischen Debatte zwischen Deutsch-
land und Frankreich. Mehr als bisher sind
die Parlamente, Parteien, Entscheidungs-
träger in der Wirtschaft sowie die Akteure
der Zivilgesellschaft gefragt, sich und
ihre Vorschläge einzubringen. CDU und
CSU werden deshalb die Kontakte mit
ihren französischen Partnern in Rassem-
blement pour la République (RPR), Union
de familles politiques (UDF) und Démo-
cratie libérale (DL) zu europapolitischen
Fragen weiter intensivieren. Bereits im
Dezember 2000 hatten beispielsweise der
ehemalige Premierminister Alain Juppé
und der ehemalige Justizminister Jacques
Toubon auf Einladung der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion ihre Vorschläge für
eine europäische Verfassung in einem
Kolloquium in Berlin vorgestellt. Neben
diesen Gesprächen über die künftige Ver-
fasstheit und das Selbstverständnis der
Europäischen Union werden CDU und
CSU mit ihren Partnern in Frankreich
aber auch den Austausch über die zen-
tralen außen-, sicherheits- und gesell-
schaftspolitischen Herausforderungen
der Zukunft verstärken. Deutschland
und Frankreich können ihrer gemeinsa-
men Verantwortung für Europa nur ge-
recht werden, wenn ihre Zusammenar-
beit die Substanz und damit die Grund-
lage für europäische Antworten auf die
zentralen Fragen der Zukunft liefert. 
Die deutsch-französische Zusammenar-
beit muss hierfür weiter institutionalisiert
und verbreitert werden, um den komple-
xen Herausforderungen der Welt des 21.
Jahrhunderts gerecht werden zu können.
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